
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

bisher ist es in Deutschland leider noch zu keiner Einigung über das Schulobstgesetz 

gekommen. Am 10. Juli 2009 hat deshalb der Bundesrat den Vermittlungsausschuss 

zwischen Bundestag und Bundesrat angerufen. Der Vermittlungsausschuss tagt nun am 8. 

September 2009. 

 

Die wesentliche strittige Frage zwischen Bund und Ländern in dem Gesetz zur Durchführung 

des europäischen Schulobstprogramms ist die erforderliche nationale Kofinanzierung. 

 

Ich halte es für dringend erforderlich, dass sich Bund und Länder anlässlich des 

Vermittlungsausschusses auf einen tragfähigen Kompromiss hinsichtlich der erforderlichen 

nationalen Kofinanzierung verständigen. Dazu erscheint eine Kostenteilung zwischen Bund 

und Ländern am ehesten zielführend. Dann könnte zumindest ab Beginn des zweiten 

Halbjahres des Schuljahres 2009/2010 auch deutschen Schülerinnen und Schülern Obst und 

Gemüse über das Schulobstprogramm in Deutschland angeboten werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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